
Münchner Merkur Nr. 252 | Mittwoch, 29. Oktober 20084 Politik Telefon (089) 53 06-410
politik@merkur-online.de
Telefax: (089) 53 06-86 57

Natürlich ähnelt die Finanz-
krise einer Naturkatastrophe.
Alle Merkmale sind präsent:
Epizentrum, wachsende Zer-
störungskraft, kalkulierbare
Verbreitungsrichtungen und
allmähliches Abklingen.

Wie ein Hurrikan bringt
auch die weltweite Krise tau-
senden Menschen dramati-
sche Verluste. Einen Unter-
schied gibt es allerdings: Der
Markt ist kein unregulierbares
Element, das sich von selbst
entfesseln kann. Der Markt
wurde von Menschen geschaf-
fen und kultiviert. Eine beson-
dere Anerkennung bekam Ih-
re Majestät der Markt nach
dem Zusammenbruch der
UdSSR. Ohne Bedenken wur-
de dieses Ereignis euphorisch
als Sieg über den Marxismus
gedeutet. Der große deutsche
Philosoph und Ökonom Karl
Marx wurde ideologisch be-
graben und seine Lehre end-
gültig abqualifiziert. Heute
sieht es so aus, als ob ein für
den politischen Kampf typi-
scher Fehler gemacht wurde:
Man schüttete das Kind mit
dem Bade aus. Doch lassen wir
Marx in Frieden ruhen – ob-

ist keine Ausnahme. Punkt.
Die Suche nach einem Sün-

denbock ist so schwierig, weil
es gleich eine ganze Herde da-
von gibt. Eine Ursache könnte
zum Beispiel die sich öffnende
Schere zwischen den Reichen
und Armen sein, und zwar
nicht nur zwischen Bürgern in-
nerhalb eines Staates, sondern
auch zwischen den Ländern.

Diese Kluft zu schließen
wäre eigentlich die Aufgabe
von Politikern, denn Banker
und Unternehmer sind in die-
sem Sinne per se blind und
taub. Die heutige Situation
beweist anschaulich, dass die
Marktwirtschaft nicht all-
mächtig ist und die Krisen kei-
ne marxistische Erfindung
sind, sondern Realität. Es
sieht so aus, als tauge in Kri-
sensituationen allein der
Staat als Stabilisierungsinsti-
tution – dementsprechend
sollte seine Rolle verstärkt
werden. Nur der Staat kann
die Ausbeutung der Demo-
kratie verhindern. Und: Jegli-
cher Extremismus ist gefähr-
lich: sowohl sozialistisch-
planwirtschaftlicher als auch
kapitalistisch-habsüchtiger.

sind es die Analytiker, die Pro-
gramme für Börsenrechner
entwickeln. Wie die Zeitung
schreibt, tätigen Computer an
amerikanischen Börsen bis zu
80 Prozent aller Abschlüsse.
An der russischen RTS-Börse
gehören zu den 20 besten In-
vestoren sogar drei Handels-
roboter, die blitzschnell aktu-
elle Börseninformationen
analysieren und dann die Ent-
scheidungen treffen. Aber alle
solchen Programme sind mit
einem Makel behaftet: Sie
können die Kreditfähigkeit
von Kunden nicht richtig ein-
schätzen.

Absolut berechenbar sind
dagegen die Ansichten russi-
scher Spitzenpolitiker: Zur
Krise habe ausschließlich
„der wirtschaftliche Egois-
mus einiger Länder“ geführt,
meint etwa Präsident Dmitrij
Medwedew. Ebenso banal
klingt die Anklage der Londo-
ner „The Times“: Das Ban-
kensystem sei in Misskredit
gebracht worden, weil es im
Blut von einigen Managern zu
viel Testosteron gebe. Also,
alle Unglücke gehen von
Männern aus, und diese Krise

wohl sein Buch „Das Kapital“
in Deutschland in der letzten
Zeit besser verkauft wird.

Kommen wir zurück zur
Krise, die also keine Naturka-
tastrophe, sondern von Men-
schenhand gemacht ist. Hier
tauchen zwei Fragen auf: „Wer
ist schuld?“ und „Was tun?“
Um die erste Frage zu beant-
worten, wandte ich mich an
„Google.News“. Die Ergeb-
nisse überraschen mit ihrer
Vielfalt, nicht aber mit der geo-
grafischen Herkunft: Alle We-
ge führen nach Amerika.

Im US-Kongress meint man,
dass der Hauptsünder der frü-
here Notenbank-Chef Alan
Greenspan ist. Seine Schuld
bestehe darin, dass er die Idee
der stärkeren Staatsregelung
des Bankensystems verweigert
habe. Noch eine nicht unbe-
kannte Person auf der schwar-
zen Liste von Amerikanern
heißt George Walker. Der
Halbcousin von US-Präsident
George W. Bush und Leiter
des Ressorts für globale Inves-
titionen der Investmentbank
Lehman Brothers habe die
Warnungen vor einer heranrü-
ckenden Finanzkrise igno-
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Standard & Poor’s und Fitch
Ratings unsaubere Geschäfte
vor. Diese hätten tausende Ak-
tien grundlos hoch bewertet.
Noch tiefer graben die Briten
bei der Suche nach den Schul-
digen: Laut „The Guardian“

riert. Milliardär Warren Buf-
fett beschuldigt alle amerika-
nischen Banken, die zu viele
hochriskante Kredite ausgege-
ben hätten. US-Senator Henry
Waksman wirft den namhaf-
ten US-Ranking-Agenturen

STEINMEIER-REISE ..........................................................................

Hilfsappell: Bundesaußenminister Steinmeier (li.) und Pakis-
tans Präsident Zardari. FOTO: AP

Ohne Hilfe geht
Pakistan bankrott

Islamabad – Pakistan ist nach
Angaben von Bundesaußen-
minister Frank-Walter Stein-
meier dringend auf einen Kre-
dit des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) angewie-
sen. Steinmeier sagte gestern
nach Gesprächen mit pakista-
nischen Politikern in Islama-
bad, dem Land bleibe keine
andere Wahl, als sich um Un-
terstützung des IWF zu bemü-
hen. Dies müsse innerhalb ei-
ner Woche geschehen, um ei-
nen Wirtschaftskollaps zu ver-
hindern.

Zuvor hatte Steinmeier die
Golfstaaten aufgefordert, Pa-
kistan mehr wirtschaftliche
Unterstützung zu gewähren.
„Die Wirtschaft des Landes
liegt bereits jetzt am Boden“,
sagte Steinmeier vor der Ab-
reise. Die Devisenreserven
reichten vermutlich nur noch
etwa drei Wochen, um die nö-
tigen Importe zu finanzieren.
Auch die internationalen Fi-
nanzinstitutionen müssten
den Staat stabilisieren, der für
den Kampf gegen den Terro-
rismus sehr wichtig sei.

Doch nicht nur finanziell

sieht es in Pakistan düster aus.
El-Kaida-Terroristen und Ta-
liban-Kämpfer tragen ihre Ge-
waltaktionen immer ent-
schlossener in die pakistani-
schen Städte hinein. Beim
Gang durch Islamabad fühlen
sich manche an Kabul oder so-
gar an Bagdad in den gefähr-
lichsten Zeiten erinnert. Seit-
dem vor fünf Wochen ein Last-
wagen mit 600 Kilo Spreng-
stoff das Marriott-Hotel nahe
der Nationalversammlung
rammte und Dutzende Men-
schen in den Tod riss, herrscht
in der pakistanischen Haupt-
stadt höchste Alarmstufe.

Das verbarrikadierte Regie-
rungsviertel gleicht inzwi-
schen einer „No-Go-Area“.
Betonklötze sorgen an der „ro-
ten Zone“ entlang der Consti-
tution Avenue dafür, dass Au-
tos nur noch Schritt fahren. In
kurzen Abständen sind Poli-
zeisperren postiert. Schwerbe-
waffnete patrouillieren auch
in Nebenstraßen. Die Nervo-
sität vor drohenden neuen An-
schlägen gerade im Vorfeld der
US-Präsidentschaftswahl ist
überall spürbar.

Terroristenführer getötet
USA: Militärschlag galt Chef einer Schleuserbande

Washington/Damaskus –
Die USA haben bei ihrem um-
strittenen Militärschlag am
Sonntag in Syrien angeblich
einen Terroristenführer getö-
tet.

Wie die Zeitungsgruppe
McClatchey Newspapers un-
ter Berufung auf einen na-
mentlich nicht genannten
US-Beamten berichtete, galt
der Einsatz dem hochrangi-
gen El-Kaida-Mitglied Abu
Ghadija. Die USA haben ihn
in der Vergangenheit für den
Schmuggel ausländischer
Kämpfer und Waffen in den
Irak verantwortlich gemacht.
Nach syrischer Darstellung

wurden mehrere Menschen
getötet. Dem Medienbericht
zufolge bezeichnete der Be-
amte Ghadija als einen der
„herausragendsten, wenn
nicht sogar den herausra-
gendsten Schleuser“ in der
Grenzregion. Der Militär-
schlag sei eine „erfolgreiche
Mission“ gewesen. „Abu
Ghadija gilt als getötet“, wur-
de der Beamte weiter zitiert.

US-Regierungsbeamte be-
zeichneten den Militärschlag
auch als Mahnung an die Re-
gierung in Damaskus, das
Eindringen von ausländi-
schen Kämpfern in den Irak
zu unterbinden.
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Haider-Fotos:
Polizist droht Klage
Klagenfurt – Die Kärntner
Polizei hat einen Beamten
suspendiert, der nach dem
tödlichen Unfall des Rechts-
populisten Jörg Haider Fotos
von dessen zerstörtem Auto
gemacht und sie an Boule-
vardzeitungen verkauft hatte.
Bei verschiedenen Medien
waren Detailaufnahmen vom
Unfallort aufgetaucht. Die
Polizei selbst hatte entspre-
chende Bilder nicht freigege-
ben. Dem Polizisten droht ein
Prozess wegen der Verletzung
des Amtsgeheimnisses sowie
ein internes Disziplinarver-
fahren. Er soll die Vorwürfe
eingeräumt haben.

ÖSTERREICH .........................

Dass die Idee nicht überall
auf Gegenliebe stößt, zeigt
sich in der Diskussion, wo der
Geschäftsführer einer mittel-
ständischen Firma den Vater-
schaftsurlaub als „Ärgernis“
und „überzogen“ bezeichnet,
weil dadurch schwer schließ-
bare Lücken bei seinen Fach-
ingenieuren entstehen.

„Wir haben einen unter-
nehmerischen Auftrag und
keinen gesellschaftspoliti-
schen“, stellt auch Christoph
Mosmann, Geschäftsführer
von Burgmann Industries,
klar, räumt aber eine „gewisse
Schnittmenge zwischen den
Themen“ ein. Sein Betrieb sei
familienfreundlich, weil das
ein Wettbewerbsvorteil ge-
genüber der Konkurrenz sei,
sagt er. Außerdem werde da-
mit die „Bindewirkung der
Mitarbeiter erhöht“.

Dieser Trend gilt insbeson-
dere für Firmen mit hochqua-
lifizierten oder vielen weibli-
chen Mitarbeitern. Allerdings
müssten beide Seiten flexibel
sein und keine überzogenen
Forderungen stellen, merkt
Marc O’Polo-Vorstand Jür-
gen Hahn an. Familien-
freundlichkeit sei in seinem
Unternehmen mit 75 % Frau-
enanteil selbstverständlich.

Während das die Fluktuati-
on verringert, führen schlech-
te Bedingungen schnell zu
Abwanderung. Von der Ley-
en verweist in diesem Zusam-
menhang auf die neuen Bun-
desländer. Lange Zeit vom
Ausbluten bedroht, setzt jetzt
eine Wanderung in Städte mit
guter Kinderbetreuung und
innovativer Industrie ein.
„Dresden hatte“, sagt die Mi-
nisterin zufrieden, „2007 erst-
mals wieder einen Geburten-
überschuss von 500 Kin-
dern.“

Junge Familien brauchen fi-
nanzielle Unterstützung, eine
gute Infrastruktur für Kinder-
betreuung, und sie brauchen
Zeit für ihre Kinder.

Eine Zäsur war hier das El-
terngeld, insbesondere die
zwei Vätermonate. Was An-
fangs als „Pflichtdienst an der
Wiege“ und „Wickel-Volon-
tariat“ verspottet worden sei,
findet zunehmend Akzep-
tanz. Inzwischen nehmen 16
Prozent der Väter das Eltern-
geld in Anspruch – die meis-
ten davon in Bayern. „Die
Gesellschaft muss lernen,
dass ein Kind ein Recht auf
seinen Vater hat“, sagt von
der Leyen und meint damit in
erster Linie die Industrie.

Kind aus der Berufswelt –
oder dem Land. Deutschland
liegt zwar in der Frauener-
werbsquote im europäischen
Durchschnitt, bei der Mütter-
erwerbsquote aber am Ende
der Skala. Von der Leyen
macht dazu folgende Rech-
nung auf: 65 Prozent der Me-
dizinstudenten im ersten Se-
mester sind Frauen, beim Ab-
schluss sind es noch 50 Pro-
zent – bei den Professuren
aber nur noch vier Prozent.
Dafür habe sich ihr schwedi-
scher Kollege „hocherfreut
über die vielen deutschen
Ärztinnen in schwedischen
Krankenhäusern“ gezeigt.

Um das zu ändern, setzt die
Ministerin auf drei Faktoren:

Beruf und Familie dürfen
einander nicht mehr aus-
schließen. Andernfalls
wandern Fachkräfte in
familienfreundlichere
Regionen ab – und
Deutschland vergreist.

VON MONIKA REUTER

München – Karriere und ho-
hes Gehalt allein reichen
nicht mehr. Wer heute moti-
vierte Arbeitskräfte bekom-
men und halten will, muss ih-
nen die Möglichkeit geben,
Familie und Beruf unter einen
Hut zu bringen. Das ist das
Fazit eines Praxistages der
IHK zum Thema „Familien-
freundlichkeit als Standort-
faktor“ mit Bundesfamilienmi-
nisterin Ursula von der Leyen.

Die Ministerin ist dabei, die
Gesellschaft umzukrempeln:
Mütter, die Karriere machen,
Väter, die erziehen wollen,
Firmen, die Familienfreund-
lichkeit praktizieren. Auch
wenn vieles noch am Beginn
steht, so hat die CDU-Politi-
kerin doch binnen kürzester
Zeit mehr bewegt als alle ihre
Vorgänger im Amt. „Sie wa-
ren ein Glücksfall in dieser
Position“, dankte ihr IHK-Vi-
zepräsidentin Heidrun Brug-
ger begeistert.

Die Erkenntnis, dass die
Geburtenrate in Deutschland
gesteigert werden muss, hängt
auch mit dem drohenden
Fachkräftemangel und unse-
rem demografischen Problem
zusammen. Studien zeigen,
dass in Ländern, wo beide El-
tern arbeiten, mehr Kinder
geboren werden. Dagegen
verabschiedet sich bei uns ein
Großteil der hochqualifizier-
ten Frauen mit dem ersten

Was junge Eltern suchen
KINDER UND JOB ................................................................................................................................................................................................................

Familienfreundlichkeit gefragt: Ministerin von der Leyen
beim Besuch der Krippe einer Hochschule in Hildesheim.

Zweifel an Mordplänen
Komplott gegen Obama war „eher lose Absprache“

Washington – Die Pläne von
Mitgliedern einer Skinhead-
Gruppe zur Ermordung von
US-Präsidentschaftskandidat
Barack Obama waren noch
nicht weit gediehen und gli-
chen eher einer losen Abspra-
che. Das geht aus veröffent-
lichten Gerichtspapieren her-
vor. Die beiden 18 und 20
Jahre alten Neonazis waren in
der vergangenen Woche fest-
genommen worden.

US-Medien zitierten einen
Sprecher des Personen-
schutz-Dienstes Secret Ser-
vice mit den Worten, es habe
sich um keinen „formalen“
Plan gehandelt. „Wir können

ehrlich nicht sagen, ob sie die
Fähigkeit oder die Mittel be-
sessen hätten, die Art von
Plan auszuführen, über den
sie gesprochen haben.“ Nach
anderen Medienberichten
waren die Männer bereits
beim Waffenklau gescheitert.
Ein Hund habe sie in die
Flucht getrieben.

Nach Angaben des Justiz-
ministeriums müssen sich die
beiden selbsterklärten Neo-
nazis wegen illegalen Waffen-
besitzes, geplanten Waffen-
diebstahls und Drohungen
gegen einen Präsidentschafts-
kandidaten vor Gericht ver-
antworten.

USA ................................................................................................................

Seehofer pocht auf
Milliarden-Hilfe

München – Der neue bayeri-
sche Ministerpräsident Horst
Seehofer (CSU) besteht auf
Milliardenhilfen aus dem
staatlichen Rettungsfonds für
die zweitgrößte deutsche Lan-
desbank BayernLB. „Den
Banken muss geholfen wer-
den, damit sich die Lage an den
Finanzmärkten wieder beru-
higt und stabilisiert“, sagte
Seehofer. Die BayernLB hatte
5,4 Milliarden Euro aus dem
Rettungsfonds zur Stabilisie-
rung der Bankenbranche be-
antragt. Möglicherweise will
der Bund aber nicht die volle
Summe übernehmen, sondern
Bayern stärker verpflichten.

LANDESBANK ......................

Das Datum
29. Oktober 1969:
In Kalifornien verbinden
Wissenschaftler zwei
Computer über eine Tele-
fonleitung. Dies gilt als
Geburtsstunde von Com-
puternetzwerken und da-
mit des Internets.
29. Oktober 1918:
Die Besatzung der Hoch-
seeflotte in Wilhelmsha-
ven weigert sich, zu einer
aussichtslosen letzten
Schlacht auszulaufen. Die
Meuterei löst die Novem-
ber-Revolution aus.

AKTUELLES
IN KÜRZE

JAPAN
Hinrichtungen
In Japan sind zwei zum
Tode verurteilte Mörder
hingerichtet worden. Da-
mit hat die Regierung in
diesem Jahr bereits 15 To-
desurteile vollstrecken las-
sen, so viele wie nie zuvor
in einem Jahr seit Beginn
der Bekanntgabe von Hin-
richtungszahlen 1999.

SEEHOFER/MERKEL
Per Du
Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) und der
neue Ministerpräsident
Horst Seehofer (CSU) sind
jetzt per Du. Die Kanzlerin
habe Seehofer bei einem
Essen am Sonntagabend
das Du angeboten, berich-
tet der „Donaukurier“.

FAMILIEN
Höherer Freibetrag
Familien werden vom
kommenden Jahr an stär-
ker entlastet als bisher ge-
plant. Nach dem neuen
Existenzminimumbericht
von Finanzminister Peer
Steinbrück (SPD) soll der
jährliche Steuerfreibetrag
für Kinder auf jeweils 6024
Euro erhöht werden. Der
Freibetrag liegt damit et-
was über dem Betrag von
6000 Euro, den die Bun-
desregierung erst Mitte
Oktober dieses Jahres be-
schlossen hatte.

ISRAEL
Wahltermin
Nach der gescheiterten
Regierungsbildung werden
in Israel am 10. Februar
kommenden Jahres Neu-
wahlen erwartet. Es wird
damit gerechnet, dass das
Parlament sich kommende
Woche selbst auflöst.

RUSSLAND
Reaktoren für China
Russland wird im größten
chinesischen Atomkraft-
werk Tianwan zwei weite-
re Reaktoren bauen. Da-
rauf einigten sich die Re-
gierungschefs von Russ-
land und China, Wladimir
Putin und Wen Jiabao, in
Moskau, wie die Agentur
Interfax meldete.

IRAN
Keine Kandidatur
Der frühere iranische
Staatspräsident Moham-
med Chatami will sich vo-
raussichtlich nicht erneut
um die Präsidentschaft be-
werben. Derzeit sei er eher
abgeneigt, im Juni kom-
menden Jahres noch ein-
mal zu kandidieren, sagte
Chatami.

GROSSBRITANNIEN
Labour holt auf
Die vor kurzem noch völ-
lig abgeschlagene regie-
rende Labour-Partei von
Premierminister Gordon
Brown hat in der Gunst
der Wähler abermals zule-
gen können. Das geht aus
einer neuen Umfrage her-
vor. Danach kommt La-
bour auf 31 Prozent, die
Tories liegen bei 39.


